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LANDTAG INTERN

55 Sekunden, saukalt,
sehr schnell: Franz Maget
hat sich mit Tempo 120 die
Bobbahn am Königssee
runtergestürzt. Der SPD-
Fraktionschef informierte
sich vor Ort über die
Olympia-Bewerbung 2018
und den notwendigen
Ausbau der Infrastruktur.

Mit ihm rasten Pilot Eric
Dengler, früherer deut-
scher Meister, und die Ju-
nioren Benjamin Schmid
und Florian Pawlik durch
den Eiskanal. „Ich fahr
gleich noch mal“, jubelte
Maget im Ziel. Maget trug
übrigens einen roten
Helm, seine drei Mitfahrer
schwarze – was die CSU
zum Spott veranlasste, da-
mit seien „die politischen
Kräfteverhältnisse im Frei-
staat gut dargestellt“.

Strahlender Sonnenschein
und frühlingshafte Tempe-
raturen – bestes Wetter für
eine kleine Radtour. Das
dachte sich neulich auch
Sozialministerin Christa
Stewens. Statt mit der
Dienstlimousine wollte
die Ministerin ganz um-
weltschonend mit dem

Dienstfahrrad zum Redak-
tionsgespräch kommen.
Aber aus der sonnigen
Radtour wurde nichts. Das
CSU-Präsidium tagte deut-
lich länger als geplant. So
radelte ihr Sprecher Bern-
hard Seidenath eben al-
lein – und kam noch vor
der Ministerlimousine im
Pressehaus an der Bayer-
straße an.

Beeindruckt ist CSU-Frak-
tionschef Georg Schmid
von seinem ersten Vier-
Augen-Gespräch bei Bun-
deskanzlerin Angela Mer-
kel: „Spannend. Sie ist top
informiert.“ Eine knappe

Stunde plauderten beide
im Kanzleramt über das
Rauchverbot, die Landes-
bank-Krise, die Linkspar-
tei, den Ärger mit den
Hausärzten und die Ge-
schlossenheit der Union.

Ein Blaulicht-Problem hat
Markus Sackmann. Der
Wirtschaftsstaatssekretär
aus der Oberpfalz wird
zurzeit in Ostbayern dau-
ernd von Schleierfahndern
aus dem Verkehr gezogen.
Dicker schwarzer BMW
mit Münchner Kennzei-
chen, dunkle Scheiben –
der Minister-Dienstwagen
passt voll ins Verdachts-
raster der Fahnder. Alle
paar Tage werde er rausge-
zogen, klagt Sackmann. Er
nimmt’s aber mit Humor.

CHRISTIAN DEUTSCHLÄNDER
STEFFEN HABIT

Das Datum
28. Februar 1986: Der
schwedische Ministerprä-
sident Olof Palme wird in
Stockholm von einem Un-
bekannten erschossen.
28. Februar 1958: Der Phy-
siker Werner Heisenberg
stellt seine „Weltformel“
vor, die die grundlegende
Theorie der Elementar-
teilchen beschreibt.

„Online-Durchsuchung wird Leben retten“
Konrad Freiberg, Chef der Polizeigewerkschaft, über Chancen und Grenzen der Ermittler

Welchen Stellenwert hat die
Online-Durchsuchung für die
Terror-Abwehr? Fragen an
Konrad Freiberg (56), Chef
der Gewerkschaft der Polizei.

- Das Verfassungsge-
richt hat die umstrittene
Online-Durchsuchung von
Computern unter strengen
Auflagen erlaubt. Wie
wirkt sich das Urteil auf die
Arbeit der Ermittler aus?

Dieses Urteil schafft Rechtssi-
cherheit für die Arbeit der Po-
lizei. Karlsruhe hat für die
Online-Durchsuchung einen
klaren Rahmen gesetzt. Wo es
um Gefahrenabwehr geht, ist
die Online-Durchsuchung
zulässig. Diese Entscheidung
erleichtert die Terrorbekämp-
fung. Jetzt ist die Politik auf-
gerufen, sorgfältig und mög-

lichst zügig eine saubere
Rechtsgrundlage im BKA-Ge-
setz zu schaffen.

- In einzelnen Bundes-
ländern und beim Verfas-
sungsschutz war die Online-
Durchsuchung längst Praxis.
Gibt es bereits nennenswer-
te Fahndungserfolge?

Die gibt es. Das Bundesamt
für Verfassungsschutz hat oh-
ne Zweifel Erfolge vorzuwei-
sen. Die Online-Durchsu-
chung hat wertvolle Erkennt-
nisse über Terroristen geliefert
und Schaden abgewendet.

- Unter Sicherheitsex-
perten gilt das Internet als
„Fernuniversität und Trai-
ningscamp für Terroris-
ten“. Ist diese Tätergruppe
nicht technisch viel zu ver-

siert, um sich von der Poli-
zei ausspähen zu lassen?

Natürlich können sich einzel-
ne Täter vor Observation
schützen oder vor Telefon-
überwachung. Es gibt keine
Ermittlungsmethode, die im-
mer greift. Deshalb muss die
Polizei die Möglichkeit haben,
ihre Instrumente zu variieren.
Ich bin sicher, dass die On-
line-Durchsuchung sehr effek-
tiv ist und dass es in mehreren

Fällen gelingen wird, Men-
schenleben zu retten.

- Wie schützt sich der
Privatmann Freiberg ge-
gen Hacker-Angriffe aus
dem Netz?

Wenn man die Möglichkeiten
sieht, die Kriminelle nutzen,
kann einem wirklich Angst
und Bange werden. Ich denke
da nur an die Ausspähung
privater Kontodaten. Deshalb
müssen wir uns alle viel mehr
Gedanken darüber machen,
wie wir mit unseren privaten
Daten im Internet umgehen.
Beim Schutz der Computer
durch wirksame Software
muss mehr getan werden.
Viele Bürger sind da zu leicht-
fertig, ich selbst nehme mich
da nicht aus.
Interview: Holger Eichele

Konrad Freiberg,
Gewerkschaft der Polizei

Drei Fußnoten und ein Nach-
wort zu den Milliarden-Ver-
lusten unserer Staatsbanken
auf dem amerikanischen
„Subprime-Markt“.

Erstens: Es geht um US-
Kredite für Billighäuser, von
Geldhändlern als Wertpapie-
re verbrieft, gebündelt, mehr-
fach zersägt und wieder neu
verpackt. Und alles in einen
englischen Sprachschleier ge-
hüllt. „Subprime“ waren die-
se Anlagen – also unterhalb
(sub) der regulären Kredit-
würdigkeit. „Wundertüten,
bei denen Sie nicht wissen,
wo der Knallfrosch drin ist“,
so Bundesfinanzminister
Steinbrück in einer Art Hell-
sichtigkeit im Nachhinein.

Der Kurswert dieser „Struk-
turierten Investment Vehikel“
stürzte bis zu 80 Prozent ins
Bodenlose: Weil die US-No-
tenbank FED die Zinsen dras-
tisch anhob und die Hypothe-
kenzinsen in den USA nicht –
wie in Deutschland üblich –
auf lange Jahre festgeschrie-
ben waren. Weshalb die ar-
men Käufer, die – weil ohne
jedes Eigenkapital – unter ge-
wöhnlichen Bedingungen nie
einen Hauskredit erhalten
hätten, ihre Kredite nicht
mehr bedienen konnten.

nen Kurssturz, eingerichtet
hatte. Also: Wie hoch war das
Gesamtvolumen der von der
Deutschen Bank an die IKB
verkauften „Subprime-Anlei-
hen“ bis Ende 2006 und im
ersten Halbjahr 2007? Wie
hoch waren die Provisionen,
die von der IKB an die Deut-
sche Bank für die Vermittlung
von „Subprime-Anleihen“ bis
Ende 2006 sowie im ersten
Halbjahr 2007 gezahlt wur-
den? Unabhängig davon: Ist
es richtig, dass es unmittelbar
vor Bekanntwerden der Milli-
ardenpleite der IKB außerge-
wöhnlich hohe Umsätze in
IKB-Aktien gegeben hat? An-
gesichts des anschließenden
Kurssturzes drängt sich der
Verdacht von Insidergeschäf-
ten durch Leerverkäufe gera-
dezu auf.

Nachwort: Zum 50. Todes-
tag von Bertolt Brecht am 14.
August 2006 hat die ja auch
sehr fortschrittliche Deutsche
Bank eine Inszenierung der
Dreigroschenoper im Berli-
ner Admiralspalast gespon-
sert: „Was ist ein Einbruch in
eine Bank gegen die Grün-
dung einer Bank?“ Ist das
nicht saukomisch? Anwesen-
de Damen und Herren sollen
sich köstlich amüsiert haben.

walt auf den Plan gerufen, ge-
gen zwei große amerikani-
sche Investmentbanken we-
gen Betruges zu ermitteln. In
Deutschland soll die Deut-
sche Bank der IKB diese
„Subprime-Papiere“ vermit-
telt und finanziert, dann sogar
als Treuhänder verwaltet,
beim Absturz der Papiere En-
de Juli 2007 aber die Kreditli-
nie der IKB gesperrt und
dann die Bankenaufsicht in-
formiert haben (FAZ vom 20.
August 2007).

Lange zuvor aber soll die
Deutsche Bank intern ihren
Eigenhandel auf einen bevor-
stehenden Kurszusammen-
bruch des „Subprime-Mark-
tes“ umgestellt haben. Tat-
sächlich hat sie auf fallende
Kurse spekuliert und gerade
daraus Gewinne im Jahr 2007
von weit über einer Milliarde
Euro erzielt.

Man wüsste schon gerne,
ob die Deutsche Bank die
„Subprime-Anleihen“ auch
dann noch an die IKB und an
andere Landesbanken ver-
kauft hat, als sie sich weltweit
über ihre Aktienhändler
schon auf fallende Kurse von
„Subprime-Anleihen“ durch
sogenannte „Leerverkäufe“,
also der Spekulation auf ei-

Zweitens: Natürlich hat
das Geschäft mit amerikani-
schen Schrottimmobilien
nichts mit dem Auftrag unse-
rer Staatsbanken zu tun, für
den deutschen Mittelstand
Kredite bereitzustellen. Am
tiefsten fiel die im Miteigen-
tum des Bundes stehende
IKB Deutsche Industriebank
(laut Eigenwerbung: „wich-
tigster Finanzier des deut-
schen Mittelstandes“). Jetzt
wird das IKB-Desaster fak-
tisch vom Staat, das heißt
vom Bürger, aufgefangen, mit
bisher über 10 Milliarden Eu-
ro.

Bisher geht niemand der
Frage nach, wer die IKB und
in ihrem Gefolge die Landes-
banken – die für Investitionen
in Nordbayern, in Bochum
oder an der Elbe angeblich zu
wenig Geld haben – verleitet
hat, außerhalb ihrer Bilanz
für „Subprimes“ solche Rie-
sensummen zu leihen und als
Sicherheit Staatsvermögen zu
verpfänden.

Drittens: Hochrisikobe-
haftete „Subprime-Papiere“
im großen Stil weiterzuver-
kaufen, obwohl die Risiken
dieser Anlagen intern längst
bekannt waren, hat in New
York den Generalstaatsan-

Ansichtssache(n)
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Wie kam es zum Bankenirrsinn?

An dieser Stelle schreiben jeden Donnerstag im
Wechsel Peter Gauweiler (CSU), Christian Ude

(SPD), Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP),
Sepp Daxenberger (Bündnis 90/Die Grünen) und

Hubert Aiwanger (Freie Wähler).

Heute: Peter Gauweiler

Pfeiffer gegen
„Denkverbote“

Hannover – Sachsen-Anhalts
Ministerpräsident Böhmer er-
hält Rückendeckung vom Di-
rektor des Kriminologischen
Forschungsinstituts in Han-
nover, Christian Pfeiffer. Laut
Kriminalstatistik seien im
Jahr 2006 im Osten von
100 000 Kindern unter sechs
Jahren 5,8 getötet worden; im
Westen nur 1,3. Noch nie sei
der Unterschied so groß ge-
wesen. „Die Hintergründe da-
für müssen wir klären“, sagte
Pfeiffer. Böhmer habe zwar
„unglücklich“ formuliert.
Aber bei der Suche nach den
Gründen dürfe man „keine
Denkverbote aufstellen“.
Böhmer bekräftigte, dass die
hohe Zahl an Tötungen durch
soziale Notlagen allein nicht
erklärbar sei. dpa

KINDSTÖTUNGEN ...........

Steueraffäre zieht
weitere Kreise

Rom – Auf einer von Deutsch-
land an Rom übersandten Na-
mensliste mutmaßlicher Steu-
erhinterzieher mit Konten in
Liechtenstein stehen auch et-
wa 150 Italiener. Das berich-
tete die römische Zeitung „La
Repubblica“. „In den nächs-
ten Tagen wird die Dokumen-
tation öffentlich gemacht“,
kündigte der stellvertretende
Wirtschaftsminister Vincenzo
Visco an. Unterdessen zieht
die Affäre auch in den USA
und Australien immer weitere
Kreise. In den USA werde ge-
gen rund 100 mutmaßliche
Steuersünder ermittelt, be-
richtete die „New York Ti-
mes“. In Australien durch-
suchten Fahnder die Häuser
von mehreren mutmaßli-
chen Steuersündern. dpa

LIECHTENSTEIN ..................

Hessische FDP lehnt
Angebot der SPD ab

Wiesbaden/Hamburg – Die
hessische FDP hat das Koaliti-
onsangebot der SPD-Landes-
vorsitzenden Andrea Ypsilanti
klar zurückgewiesen. FDP-
Chef Jörg-Uwe Hahn sagte, die
Positionen von Sozialdemo-
kraten und Liberalen lägen
meilenweit auseinander: „Des-
halb können wir aus inhaltli-
chen Gründen heraus mit den
Sozialdemokraten auch keine
Koalition eingehen.“ Hahn
nannte die hessische SPD eine
extrem linke Partei. Die FDP
habe vor der Wahl jedes Bünd-
nis mit der SPD abgelehnt. Da-
bei bleibe es. Die eigene Glaub-
würdigkeit stehe für die Libe-
ralen an erster Stelle.

An der SPD-Basis gibt es
offenbar einen verbreiteten
Unmut über jede Öffnung hin
zur hessischen Linkspartei.
Der Landrat des Main-Kin-
zig-Kreises, Erich Pipa (SPD),
sagte, Ypsilanti solle sich der-

zeit nicht zur Ministerpräsi-
dentin wählen lassen. Auch
der Landrat des Kreises
Groß-Gerau, Enno Siehr
(SPD), riet von der Tolerie-
rung einer SPD-Minderheits-
regierung durch die Linke ab:
„Davon kann ich wegen mei-
ner Erfahrungen auf der kom-
munalen Ebene nur abraten.“

In Hamburg hat SPD-Spit-
zenkandidat Naumann nach
seiner Wahlniederlage den ob-
ligatorischen Foto-Termin mit
SPD-Chef Beck selbst absagen
lassen. Es bestehe für ihn kein
Bedarf an Glückwünschen,
Blumen und einem Hand-
schlag. Nach Darstellung der
SPD hatte dagegen Beck we-
gen seiner Grippeerkrankung
alle Termine abgesagt. Nau-
mann hatte zuvor seinen Un-
mut über Becks Verhalten ge-
genüber der Partei „Die Linke“
in der Endphase des Wahl-
kampfes geäußert. ap/dpa

KOALITIONSGESPRÄCHE ............................................................

Hamburgs SPD-Kandidat Naumann ist sauer auf SPD-Chef Beck.

Bedrohung“ besteht. Im Klar-
text: Bei begründetem Ver-
dacht auf einen Terroran-
schlag, Sabotageakt oder
Mord dürfen die Fahnder mit
richterlicher Erlaubnis jeden
Computer anzapfen, nicht
aber bei Fällen von Betrug,
Korruption oder Kinderpor-
nografie. Die Polizei darf kei-
ne Passwörter knacken, um
sich in E-Mail-Postfächer ein-
zuschleichen. Zudem sind
rein private Daten, sollten sie
zufällig gespeichert werden,
sofort wieder zu löschen.

Im Lichte des Urteils will
sich die Große Koalition nun
rasch auf neue Befugnisse für
das Bundeskriminalamt eini-
gen. Bereits in zwei Monaten
könnte das BKA-Gesetz im
Kabinett sein, sagte der SPD-
Innenexperte Dieter Wiefel-
spütz. Bisher hatte die SPD
das Vorhaben blockiert.

Nach den Worten von Bun-
desinnenminister Wolfgang
Schäuble (CDU) soll die On-
line-Durchsuchung nur in
wenigen, schweren Terrorfäl-
len angewendet werden. Der
Datenschutzbeauftragte Peter
Schaar hingegen hält die neu-
en Hürden für so hoch, dass
eine gesetzliche Regelung
kaum noch denkbar sei. Bay-
ern will dem Verfassungs-
schutz die Online-Durchsu-
chung ermöglichen. Innenmi-
nister Joachim Herrmann be-
tonte, das Instrument sei aber
nur zulässig, „wenn eine Er-
kenntnisgewinnung mit ande-
ren Mitteln aussichtslos oder
wesentlich erschwert wäre“.

Vertraulichkeit seiner Daten
achte, betonte Gerichtspräsi-
dent Hans-Jürgen Papier.

Allerdings sei das neue
Grundrecht „nicht schran-
kenlos“. Laut Verfassungsge-
richt dürfen Polizei und Ge-
heimdienste vorbeugend und
zur Verfolgung schwerer
Straftaten heimlich in Com-
puter eindringen – jedoch
nur, wenn eine „existenzielle

Computer im Arbeitszimmer
oder im Büro, sondern auch
für Internet-Handys, Organi-
zer und Laptops. Sie ersetzen
zunehmend Terminkalender,
Fotoalben und Briefe. Aus
diesem Grund erklärt Karls-
ruhe nun auch die Festplatte
zum „Kernbereich privater
Lebensgestaltung“. Jeder ein-
zelne Bürger sei darauf ange-
wiesen, dass der Staat die

Nur unter strengen Auf-
lagen dürfen deutsche
Ermittler private Compu-
ter ausspähen. In einem
Grundsatzurteil weist das
Bundesverfassungsge-
richt den Staat in die
Schranken.

VON HOLGER EICHELE

Berlin/Karlsruhe – Es ist der
dritte Sieg für Gerhart Baum.
Erfolgreich hatte der 75-Jähri-
ge in Karlsruhe gegen das Ab-
hören von Wohnungen ge-
klagt und gegen die Ermächti-
gung zum Abschuss entführ-
ter Flugzeuge. Gestern gab
das Bundesverfassungsge-
richt dem früheren FDP-In-
nenminister erneut Recht:
Das Verfassungsschutzgesetz
von Nordrhein-Westfalen –
verfasst pikanterweise von ei-
nem FDP-Innenminister –
wurde für nichtig erklärt.

In ihrem 106-seitigen Urteil
gehen die Richter weit über
den Einzelfall hinaus. Sie wei-
sen darauf hin, dass sich die
Technik ständig weiterentwi-
ckelt, die Privatsphäre von
Millionen Computernutzern
aber nur unzureichend ge-
schützt sei. Wie vor 25 Jahren
im Streit um die Volkszäh-
lung schaffen die höchsten
Richter ein neues Grund-
recht: das „Grundrecht auf
Gewährleistung der Vertrau-
lichkeit und Integrität infor-
mationstechnischer Syste-
me“. Es gilt nicht nur für den

Hohe Hürde für Razzia im PC
URTEIL ZUR ONLINE-DURCHSUCHUNG ..........................................................................................................................................................

Spione im Internet: Die Privatsphäre der Millionen Com-
puternutzer ist nur unzureichend geschützt. FOTO: KEYSTONE


